
POLICY PAPER.  
CO2-REDUZIERUNG IN DER EU. 

HINTERGRUND: KURS ANPASSEN, OHNE DIE RICHTUNG ZU VERLIEREN. 

Die CO₂-Flottenziele für 2030 sowie das geplante Verbrenner-Aus bis 2035 sind zentrale Bestandteile der EU-
Klima-strategie. Diese Vorgaben haben eine beispiellose Welle an Investitionen in die Elektrifizierung ausgelöst: 
Automobilhersteller bringen inzwischen hunderte emissionsfreier Modelle auf den Markt und transformieren ihre 
Produktionsökosysteme grundlegend.

Allerdings hat sich das globale Umfeld seit der Festlegung der Ziele grundlegend gewandelt. Geopolitische Instabilität, 
Inflation und anfällige Lieferketten haben die wirtschaftlichen Bedingungen massiv verändert. Die Energiepreise  
sind stark gestiegen, der Infrastrukturausbau stockt und strategische Abhängigkeiten nehmen zu. Gleichzeitig bleibt  
der Absatz batterieelektrischer Fahrzeuge in vielen Regionen begrenzt – gebremst durch hohe Anschaffungskosten, 
ungenügende Ladeinfrastruktur und mangelnde Akzeptanz bei den Kunden. 

Die nachfrageseitigen Maßnahmen der EU sind nach wie vor fragmentiert. Angesichts eines einstelligen Markt-
anteils von BEVs in der Hälfte der Mitgliedstaaten erscheint ein vollständiges Verbrenner-Aus bis 2035 höchst 
unrealistisch. Angesichts von Fragen wie der nach den möglichen Umweltauswirkungen und der Wirtschaftlichkeit 
gerät der aktuelle regulatorische Kurs zunehmend unter Druck.
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Abb. 1: Die Verbreitung batterieelektrischer Fahrzeuge bleibt in vielen EU-Mitgliedsstaaten begrenzt – gebremst durch hohe Anschaffungskosten, ungenügende Ladeinfrastruktur 
und mangelnde Akzeptanz bei den Kunden.

Die EU muss ihr Ziel der Klimaneutralität weiter verfolgen – zugleich aber ihre Strategie an die Gegebenheiten 
anpassen. Erforderlich ist ein flexibleres und effizienteres Regulierungsmodell, das echte Emissionsminderungen 
erzielt, die industrielle Widerstandsfähigkeit stärkt und den sozialen Zusammenhalt sichert.

PROBLEM: ABGASMESSUNGEN ALLEIN WIRKEN SICH NUR BEGRENZT AUF KLIMA UND INDUSTRIE AUS. 

Die aktuellen CO₂-Vorgaben der EU berücksichtigen ausschließlich Abgasemissionen, nicht aber den restlichen Lebens-
zyklus des Fahrzeugs – von der Materialbeschaffung und Fahrzeugproduktion über die Energieerzeugung bis hin zur 
Entsorgung von Altfahrzeugen. Dabei bleiben zentrale Hebel zur Dekarbonisierung unberücksichtigt, sowohl bei vor-
gelagerten Prozessen – saubere Produktion, die Verwendung von recycelten bzw. CO₂-armen Materialien, erneuerbare 
Energien – als auch bei nachgelagerten Aspekten wie umweltfreundlicheren Kraftstoffe.

Abb. 2: Aktuelle EU-Vorgaben zu Abgasemissionen (g/km CO₂) im Vergleich zur Empfehlung der BMW Group für eine lebenszyklusübergreifende Messung (blau/grün),  
die die Lieferkette und die CO₂-Intensität der Energiequelle einbezieht.

TAILPIPE-ONLY AND LIFECYCLE CO2 EMISSIONS COMPARED.

SHARE OF NEW BEV AND PHEV REGISTRATIONS
DEPENDS HEAVILY ON LOCAL AND REGULATORY CONDITIONS.
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Die enge Definition des Begriffs Emission der aktuellen Regulierung führt zu einer unverhältnismäßigen Bevorzugung 
batterieelektrischer Fahrzeuge, während innovative Alternativen wie Plug-In-Hybride, Brennstoffzellenfahrzeuge 
oder Verbrenner mit zertifizierten CO₂-neutralen Kraftstoffen benachteiligt sind. Dies verstößt gegen das Prinzip der 
Technologieoffenheit, schränkt die regulatorische Flexibilität ein und birgt das Risiko neuer Abhängigkeiten. Ebenfalls 
nicht berücksichtigt werden die regionale Variabilität und die tatsächliche Klimawirkung über den gesamten Lebens-
zyklus hinweg.  
 
Regulierungen sollten sich auf das konzentrieren, was wirklich zählt: die Menge und den Zeitpunkt der CO₂-Reduzie- 
rungen. Entscheidend ist nicht, welche Technologie zum Einsatz kommt, sondern der Klimaschutz. Je früher Emissionen 
gesenkt werden, desto besser: Auf jede Tonne CO₂, die nicht ausgestoßen wird, kommt es an.

LÖSUNGSANSATZ: EINE AUSGEWOGENE STRATEGIE ÜBER DIE GESAMTE WERTSCHÖPFUNGSKETTE. 

Die CO₂-Flottenvorschriften müssen über Fahrzeugabgase hinausgehen und einen leistungsbasierten Rahmen bieten, 
der eine tatsächliche Senkung des CO₂-Ausstoßes belohnt – unabhängig davon, wo sie entsteht. Ein flexibler, um-
fassender und wissenschaftlich fundierter Ansatz, der Ansprüche und Ergebnisse miteinander vereinbart, ließe sich 
in zwei Phasen realisieren: 

1. Kurzfristig: Modernisierung und Erweiterung des Regulierungsrahmens für 2030.
•	 CO₂-Ziele so überarbeiten, dass sie die Marktsituation und die Rolle dekarbonisierter Energieträger berücksichtigen. 
•	� Carbon Correction Factor einführen, um RED-konforme erneuerbare Kraftstoffe wie HVO100 und dekarbonisiertes 

Benzin anzuerkennen und die tatsächliche Dekarbonisierung realistisch abzubilden.
•	� Förderung von Verbrennern mit zertifizierten CO₂-neutralen Kraftstoffen durch digitales Monitoring und  

Compliance Tools. 
•	� Realistische Nutzungsfaktoren (UF1) für Plug-in-Hybride auch über 2025 hinaus beibehalten und ihre anhalten-

de Relevanz unter realen Mischbedingungen anerkennen.
•	� Elektrisches Fahren attraktiver, nachhaltiger und erschwinglicher machen, indem die Integration von Fahrzeu-

gen in das Energiesystem gezielt gefördert wird.

2. Längerfristig: Umstellung auf eine Lebenszyklus CO₂-Bilanzierung einschließlich Maßnahmen für vorgelagerte 
Emissionen nach 2030.
•	� Quantifizierung der einzubeziehenden CO₂-Emissionen, die in der Produktion, den Lieferketten und der  

Nutzungsphase entstehen. 
•	 �Belohnungssystem für Lieferanten und OEMs einführen, die kohlenstoffarme Materialien, erneuerbare Energien 

und einen höheren Anteil an recycelten Materialien verwenden.
•	 Einheitliche CO₂-Bilanzierung für alle Fahrzeugsegmente, um die Technologieoffenheit sicherzustellen.
•	 �Emissionshandel und -kompensation unter OEMs branchenübergreifend ermöglichen, um die Dekarbonisierung 

systematisch voranzutreiben.

SCHLUSSFOLGERUNG. 

Eine CO₂-Regulierung, die die gesamte Wertschöpfungskette berücksichtigt, würde einen ganzheitlichen, flexiblen 
und belastbaren Weg zur Dekarbonisierung in der EU bieten. Eine solche Regulierung bildet reale Klimawirkungen 
präziser ab, fördert technologieübergreifende Beiträge und verknüpft politische Zielsetzungen mit praktischer  
Umsetzungskraft.
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Die CO₂-Reduzierungsziele müssen ambitioniert bleiben – doch ohne präzisere Instrumente sind sie nicht erreichbar.  
Eine vollständige CO₂-Verantwortung entlang der gesamten Wertschöpfungskette stärkt die Klimaintegrität,  
erhält die Wettbewerbsfähigkeit Europas und verbessert die Fähigkeit der EU, eine gerechte und effektive Mobilitäts-
wende zu gestalten. Die Regulierung muss sich auf das konzentrieren, was wirklich zählt: das CO₂, das gar nicht 
erst ausgestoßen wird.

BMW Group, Oktober 2025
Kontakt: governmentaffairs@bmwgroup.com
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